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Vorwort 

Der föderative Gleichheitsgedanke kann auf eine lange Ideengeschichte zu-
rückblicken und hat in Gesetzgebung und Rechtsprechung der Gegenwart an 
zentralen Stellen Aufnahme gefunden. Und doch hat ihm die deutsche Staats-
rechtslehre der Bundesrepublik bislang wenig Beachtung geschenkt. Zwar kon-
statiert nahezu die gesamte Kommentarliteratur eine Gleichheit der Länder, 
aber bis auf wenige Ausnahmen mangelt es an eingehenderen wissenschaftli-
chen Untersuchungen. So fehlt es in der Gegenwart an einer Systematisierung 
und einer dogmatischen Konzeption föderativer  Gleichheit, die ihre Handha-
bung in Wissenschaft und Praxis auf ein sicheres Fundament stellen. Die vor-
liegende Untersuchung wil l einen Beitrag zur Beseitigung dieses Defizits lei-
sten. Ihr zentrales Thema sind die verfassungsrechtliche  Gleichheit und Un-
gleichheit der Länder und die sich daraus jeweils ergebenden Konsequenzen für 
das Verhalten der bundesstaatlichen Akteure im Rahmen eines föderativen 
Gleichheitssatzes. Zugleich zeigt die Arbeit am Beispiel des Grundgesetzes ei-
nen Weg, auf dem sich auch für andere föderale Ordnungen wie dem der Euro-
päischen Union ein System und eine Dogmatik zur Gleichheit der Glieder ent-
wickeln läßt. 

Diese Arbeit ist ohne meinen verehrten Doktorvater, Professor  Hartmut 
Bauer, nicht zu denken. Bereits in meiner Studienzeit in Heidelberg hat er mein 
Interesse auf das Öffentliche  Recht gelenkt und mich später als Assistent nach 
Dresden geholt, wo ich an seinem Lehrstuhl in einer angenehmen Atmosphäre 
wissenschaftlicher Libertät juristische Forschung und Bildung auf höchstem 
Niveau erleben durfte.  Ihm bin ich für die langjährige Förderung, für die ge-
wonnenen Erkenntnisse in vielen wissenschaftlichen Gesprächen, für den mir 
gewährten Freiraum am Lehrstuhl und nicht zuletzt für die rasche Erstellung 
des Erstgutachtens sehr dankbar. Mein verbindlichster Dank gilt weiter den 
Herren Professoren  Wyduckel und Lege für so manchen Gedankenaustausch 
und die ebenfalls sehr zügige Fertigung des Zweit- bzw. Drittgutachtens. 

Trotz manch widriger Umstände wie der Flutkatastrophe im Sommer 2002 
und der drohenden Schließung der Fakultät durfte ich in Dresden unter hervor-
ragenden Arbeitsbedingungen und im Kreise ganz fabelhafter  Kollegen for-
schen und lehren. Von den Mitarbeitern am Lehrstuhl, in der Fakultät und in 
der Bibliothek möchte ich besonders unserer Sekretärin, Frau Roswitha Hart-
mann, für ihre stets kompetente Unterstützung insbesondere bei den Druckle-
gungsarbeiten und Herrn cand. iur. Harald Evers für seine vielfältigen Hilfs-



8 Vorwort 

dienste danken. Aus dem Assistentenkreis fühle ich mich besonders Herrn Pri-
vatdozent Dr. Martin Böse verbunden, der über die Fachgrenzen innerhalb der 
Jurisprudenz hinaus stets zu einem Gedankenaustausch bereit war. Das fertige 
Manuskript haben Frau Richterin am Landgericht Daniela Pleyer, Frau stud. 
iur. Inga Rosenke und Herr Rechtsanwalt Michael Pohlmann Korrektur gele-
sen. Daniela Pleyer und Michael Pohlmann standen auch jederzeit für Gesprä-
che zur Verfügung, die so manche These absichern halfen. Ihnen sei dafür herz-
lich gedankt! 

Meine langjährige Partnerin und Ehefrau Daniela hat mir darüber hinaus zu 
jeder Zeit mit Rat und Vertrauen in mich zur Seite gestanden und alle Entbeh-
rungen räumlicher und zeitlicher Art mit liebevollem Verständnis hingenom-
men. Gratiam ago amatae! 

Schließlich ist die Arbeit auch nicht ohne die Menschen zu denken, die mich 
geprägt, insbesondere meine Freude an Erkenntnis geweckt und gefördert  ha-
ben: meine Eltern, meine Schwestern, meine Lehrer. 

Mein bester und herzlichster Dank gilt meinen Eltern, Hildegard und Walter 
Pleyer. Ihr Zuspruch und ihre Unterstützung waren für mich von unschätzba-
rem Wert. Ihnen ist daher dieses Werk in tief empfundener Liebe und Dankbar-
keit gewidmet. Ebenso eigne ich das Buch meiner Frau Daniela und unserer 
Tochter Juliane zu, die immer in unserem Herzen bleibt. 

Die Untersuchung hat im Wintersemester 2003/2004 der Juristischen Fakul-
tät der Universität Dresden als Dissertation vorgelegen. Der Bundesrat hat dan-
kenswerterweise ihre Verlegung mit einem großzügigen Druckkostenzuschuß 
gefördert.  Dank gebührt schließlich dem Verlag Duncker & Humblot sowie den 
Herren Professor  Simon und Dr. Simon für die ehrenvolle Aufnahme in die 
Schriftenreihe  zum Öffentlichen  Recht. 

Dresden/Bensheim, 1. Juli 2004 Marcus  C.F.  Pley  er 
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Erstes  Kapitel 

Föderative Gleichheit - Gegenstand und Forschungsziel 

§ 1 Überblick über den Forschungsstand 

Seit sich in Deutschland bündische Strukturen gebildet haben, wird über fö-
derative Gleichheit nachgedacht1. Im Verfassungsrecht  der Gegenwart gilt bun-
desstaatliche Gleichheit als allgemein anerkannt2. Und doch sind wichtige Fra-
gen bis heute nicht befriedigend geklärt3: Welche Bedeutung hat föderative 
Gleichheit? Wie kann die Geltung föderativer  Gleichheit in der gegenwärtigen 
Rechtsordnung dogmatisch hergeleitet werden und welche Konsequenzen erge-
ben sich aus ihr? 

Die Stellungnahmen in Wissenschaft und Rechtsprechung belassen es zu-
meist bei einer knappen Feststellung einer Gleichheit der Länder4; nur wenige 
Beiträge gehen darüber hinaus5, und Monographien zur föderativen Gleichheit 
unter dem Grundgesetz fehlen gänzlich. Am eingehendsten befaßt sich in neue-
rer Zeit Josef Isensee mit der Thematik in einem Abschnitt seines Beitrags zu 
Idee und Gestalt des Föderalismus im Grundgesetz im Handbuch des Staats-
rechts6, in dem er die Geltung föderativer  Gleichheit feststellt, sich kritisch mit 

1 Siehe dazu unten 2. Kapitel. 
2 Josef  Isensee, Idee und Gestalt des Föderalismus im Grundgesetz, in: Isensee/ 

Kirchhof (Hrsg.), HStR, Bd. IV, 2. Aufl., Heidelberg 1999, § 98 Rn. 129. 
3 So Isensee, Föderalismus (Fn. 2), § 98 Rn. 129 für die Frage der dogmatischen Her-

leitung; Roman Herzog , in: Maunz/Dürig u.a., Grundgesetz, Bd. I, München, Losebl.-
Stand: 1994, Art. 3 Anhang Rn. 37 für die inhaltliche Ausformung des föderativen 
Gleichheitssatzes. 

4 So findet sich der Hinweis darauf, daß alle Länder „gleichberechtigt nebeneinan-
der" stehen, etwa bei Michael  Antoni , in: Seifert/Hömig (Hrsg.), Grundgesetz für die 
Bundesrepublik Deutschland, 7. Aufl., Baden-Baden 2003, Art. 20 Rn. 6; Gerhard  Leib-
holz/Hans-Justus  Rinck/Dieter  Hesselberger , Grundgesetz für die Bundesrepublik 
Deutschland, Bd. I, 7. Aufl., Köln, Losebl.-Stand: Juli 1994, Art. 20 Rn. 46; Michael 
Sachs, in: Sachs (Hrsg.), Grundgesetz, 3. Aufl., München 2003, Art. 20 Rn. 73; für die 
Rechtsprechung siehe die gleiche Formulierung etwa in BVerfGE 1, 299 (315); 39 (96). 

5 So etwa Isensee, Föderalismus (Fn. 2), § 98 Rn. 129-145; Hans Huber , Die Gleich-
heit der Gliedstaaten im Bundesstaat, ÖZöR XVII (1967), S. 247-261; Stefan  Korioth , 
Der Finanzausgleich zwischen Bund und Ländern, Tübingen 1997, S. 111-119; siehe 
dazu auch das 3. Kapitel, § 9. 

6 Isensee, Föderalismus (Fn. 2), § 98 Rn. 129-145. 
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einigen Herleitungsversuchen auseinandersetzt und konkrete Direktiven aus der 
bundesstaatlichen Gleichheit ableitet. Allerdings läßt auch seine Begründung 
föderativer  Gleichheit Fragen offen.  Zudem bleiben Zweifel, ob tatsächlich die 
von ihm genannten Gebote aus der bundesstaatlichen Gleichheit folgen. Wenn 
er etwa „Fairneß", „Vertragstreue" und „Wahrung von Treu und Glauben"7 an-
führt,  so handelt es sich um Grundsätze, die dogmatisch bei der Bundestreue 
angesiedelt sind8, so daß ihre Ableitung aus der Ländergleichheit jedenfalls 
nicht ohne weiteres einleuchtet. Schließlich leidet seine Darstellung an der für 
viele Abhandlungen zur Gleichheit typischen Unschärfe hinsichtlich der Be-
deutung des Untersuchungsgegenstandes. Im Ergebnis hat daher auch Isensee 
kein umfassendes und gänzlich zufriedenstellendes Konzept föderativer 
Gleichheit entwickelt; in einem Handbuchbeitrag, der sehr viel breiter angelegt 
ist, war dies aber auch kaum möglich. 

Bislang mangelt es damit noch an einer ausführlichen Auseinandersetzung 
mit den Fragen nach Herleitung, Inhalt und Konsequenzen föderativer  Gleich-
heit unter dem Grundgesetz. Die vorliegende Arbeit hat sich zur Aufgabe ge-
macht, in diese Lücke zu stoßen und einen ersten Beitrag zu leisten. 

§ 2 Gang der Untersuchung 

Zuvörderst bedarf  der Gegenstand der föderativen Gleichheit der Erläute-
rung und Abgrenzung zu anderen Fragestellungen. Denn die Diskussion über 
den föderativen Gleichheitsgedanken ist aufgrund unterschiedlicher, zumeist 
unausgesprochener Vorstellungen über die Begriffsbedeutung  seit jeher von 
Mißverständnissen geprägt9. Gleichheit wird mal absolut, mal relativ verstan-
den, Tatsächliches und Rechtliches werden vermischt, die Vergleichsebenen 
vermengt, hier wird ein Status beschrieben, dort ein Verhaltensgebot, die Ab-
grenzung zu nahestehenden Konzepten verschwimmt häufig. 

Eine Untersuchung föderativer  Gleichheit setzt daher zwingend eine mög-
lichst exakte Bestimmung ihres Gegenstandes voraus. Dieser Aufgabe sind die 
beiden folgenden Paragraphen gewidmet. Es schließt sich eine Darstellung der 
Geschichte des föderativen Gleichheitsgedankens im zweiten Kapitel an, die 
den Bedeutungshintergrund abrundet und bereits Hinweise auf mögliche Gel-
tungsgründe und Konsequenzen föderativer  Gleichheit für die Gegenwart gibt. 
Die Diskussion in der Bundesrepublik bildet den Inhalt des dritten Kapitels, das 

7 Isensee, Föderalismus (Fn. 2), § 98 Rn. 143. 
8 Vgl. dazu Hartmut  Bauer,  in: Dreier (Hrsg.), Grundgesetz-Kommentar, Bd. II, Tü-

bingen 1998, Art. 20 (Bundesstaat) Rn. 25. 
9 Siehe dazu im einzelnen 2. und 3. Kapitel. 
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einer ausführlichen Darstellung und kritischen Bewertung der Stellungnahmen 
aus Wissenschaft und Rechtsprechung einen eigenen Vorschlag zur Begrün-
dung und konzeptionellen Aufbereitung föderativer  Gleichheit gegenüberstellt. 
Hierauf baut das vierte Kapitel auf, das die Konsequenzen bundesstaatlicher 
Gleichheit in der Gegenwart beleuchtet. Das fünfte  Kapitel faßt schließlich die 
Ergebnisse der Arbeit zusammen. 

§ 3 Bestimmung des Forschungsgegenstandes 

I. Föderative Gleichheit als Status 

1. Bedeutungsfeld 

Die Staatsrechtswissenschaft  versteht unter föderativer  Gleichheit überwie-
gend ein die Gleichheit der Länder im rechtlichen Status beschreibendes Struk-
turelement des Bundesstaatsrechts10. Allein aus einer Betrachtung des Wortlau-
tes erschließt sich diese Bedeutung jedoch noch nicht. Vielmehr kann der die 
Begriffe  Föderalismus und Gleichheit kombinierende Terminus ebenso wie 
seine konstituierenden Elemente mit unterschiedlichem Inhalt und in unter-
schiedlichem Zusammenhang verwandt werden11. Die Wortverbindung „föde-
rative Gleichheit" vermag ein Gestaltungsprinzip auszudrücken, das nicht nur 
in bezug auf Staaten, sondern in allen föderalistisch verfaßten menschlichen 
Zusammenschlüssen, insbesondere auch in solchen nichtstaatlicher, rein gesell-

10 Hans-Peter  Schneider , Die bundesstaatliche Ordnung im vereinigten Deutschland, 
NJW 1991, S. 2448 ff.  (S. 2451:"bündische Gleichheit"); vgl. weiterhin Isensee, Födera-
lismus (Fn. 2), §98 Rn. 129 ff.  (Rn. 129: „föderative Gleichheit"); Sachs, Stichwort 
„Bundesstaat", in: Sommer/von Westphalen (Hrsg.), Staatsbürgerlexikon, München 
1999, S. 175 ff.  (S. 176: „bundesstaatl. Gleichheit"); vgl. auch BVerfGE 1, 299 (315); 
39, 96 (119); kritisch H Bauer , GG (Fn. 8), Art. 20 (Bundesstaat) Rn. 25. 

11 Zur Bedeutungsvielfalt von Föderalismus siehe schon Heinrich  Triepel , Unitaris-
mus und Föderalismus im Deutschen Reiche, Tübingen 1907, S. 11; Siegfried  Magiera , 
Föderalismus und Subsidiarität als Rechtsprinzipien der Europäischen Union, in: 
Schneider/Wessels (Hrsg.), Föderale Union - Europas Zukunft?, München 1994, 
S. 71 ff.  (S. 73); Herzog , Stichwort „Föderalismus", in: Herzog u.a. (Hrsg.), Evangeli-
sches Staatslexikon, Bd. I, 3. Aufl., Stuttgart 1987, Sp. 913 ff.;  zum Bedeutungsfeld des 
deutschen Wortes „Bund" vgl. Reinhart  Koselleck , Stichwort „Bund, Bündnis, Födera-
lismus, Bundesstaat", in: Brunner/Conze/Koselleck (Hrsg.), Geschichtliche Grundbeg-
riffe,  Bd. 1, 5. Aufl., Stuttgart 1997, S. 582 ff.  Zur Vielschichtigkeit und Ambivalenz 
des Gleichheitsbegriffes  siehe Werner  Heun,  in: Dreier (Hrsg.), Grundgesetz-Kommen-
tar, Bd. I, 1996, Art. 3 Rn. 2; vgl. ebenso Paul Kirchhof  Der allgemeine Gleichheitssatz, 
in: Isensee/Kirchhof (Hrsg.), HStR, Bd. V, 2. Aufl., 2000, § 124 Rn. 44 ff. 


